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6.2.3 Standortkonzept kantonale Schulen (Staks)

Das Standortkonzept für sämtliche kantonalen Schulen hängt eng mit der Standortfrage der
Fachhochschulen zusammen. Die Frage der Standorte ist eine brisante kantonal- und regio-
nalpolitische Diskussion bzw. ein Balance-Akt, der aus dem Anspruch entsteht, in allen Re-
gionen eine möglichst gute Versorgung von allen Schultypen sicherzustellen. Das Standort-
konzept Berufsschulen wurde herausgelöst und separat behandelt.

6.2.4 Standortkonzept Berufsschulen

Bei der Standortfrage der Berufsschulen hat sich der Grosse Rat für das Konzept „Stabilo“
entschieden, das weitgehend die heutigen Standorte zementiert. Die Umsetzung der wenigen
hängigen Probleme ist im Gange.

6.2.5 Qualitätssicherung an den Aargauer Berufsschulen

In den letzten Jahren ist im Kanton Aargau deutlich geworden, dass sich die Qualitätssiche-
rung im Bereich der Berufsschulen über die dafür vorgesehenen Instanzen (Inspektorat und
Schulpflege) nicht mehr befriedigend realisieren lässt und diese auch überfordern würde.

Im Mittelpunkt des Projektes steht die Erarbeitung eines erfahrungsgestützten Konzeptes für
eine entwicklungsorientierte Qualitätssicherung an den aargauischen Berufs- und Handels-
schulen. Das neue Qualitätssicherungssystem wird auf Beginn des Schuljahres 2003 ver-
bindlich eingeführt. Das Qualitätssicherungskonzept wird sich auf vier Elemente konzentrie-
ren:

a) Aufbau einer Feedback-Kultur (sog. 360 Grad Feedback von SchülerInnen, Lehrperso-
nen, Schulleitung sowie von Seiten der externen Bildungspartner).

b) Systematische Selbstevaluation der Einzelschule (Erarbeiten und Erproben von Vor-
schlägen und Instrumenten zur zyklischen Selbstevaluation der einzelnen Berufsschulen).

c) Externe Schulevaluation (Fremdevaluation) (Hier wird nicht die Unterrichtsqualität der
einzelnen Lehpersonen bewertet, sondern die Qualität der Schule als Ganzes).

d) Qualitätssichernde Mitarbeiterführung (Entwicklungsorientiertes Qualifikationsgespräch
und Interventionskonzept bei gravierenden Qualitätsdefiziten).

Das Projekt „entwicklungsorientierte Qualitätssicherung an den Aargauer Berufsschulen“
versteht sich einerseits als ein kantonales Schulentwicklungsprojekt, das die kantonalen
Rahmenbedingungen für die schulische Qualitätssicherung im Bereich Berufsschulen über-
prüfen und teilweise neu konzipieren möchte. Gleichzeitig versteht sich das Projekt aber auch
als ein lokales Schulentwicklungsprojekt. Durch die aktive Teilnahme der einzelnen Schulen
am Entwicklungsprozess sollen die psychologischen, schulkulturellen und organisatorischen
Voraussetzungen für eine angemessene Umsetzung des neu konzipierten Qualitäts-
sicherungs-Systems geschaffen werden.

Projektgruppierungen auf kantonaler Ebene: Amt für Berufsbildung, Arbeitsstelle für Beruf-
spädagogik, Berufsbildungskommission, Kantonale Steuergruppe, themenorientierte Arbeits-
gruppe. Auf Ebene Einzelschule: Schulvorstand, Schulleitung, schulinterne Steuergruppe,
Schulbegleiter, Lehrerschaft.

Auch die aargauischen Mittelschulen interessieren sich zunehmend für die Qualitätssiche-
rung. Im Sommer 2001 stellt das Amt für Berufsbildung den Rektoren der Mittelschulen die-
ses Projekt vor.
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6.2.6 Gesamtkonzeption LehrerInnen-Bildung (GKLL)

Der Grosse Rat hat 14 Leitsätzen zugestimmt, mit denen die gesamte Lehrerbildung auf
Fachhochschulniveau angehoben werden soll. Das garantiert einerseits berufliche Perspek-
tiven für Lehrkräfte, anderseits die gesamtschweizerische Anerkennung der Lehrpatente. Im
neuen Fachhochschulbereich Pädagogik sind alle Lehrerbildungsanstalten – Höhere Päd-
agogische Lehranstalt in Zofingen, Institut für die Ausbildung von Oberstufenlehrkräften in
Aarau, Kantonales Seminar in Brugg und Lehramtsschule in Aarau – integriert. Die neuen
Studiengänge sollen ab 2003 etappenweise eingeführt werden.

6.2.7 Vorverlegung von Fremdsprachen

Auf das Schuljahr 2001 wird der Beginn des Englischunterrichts vom 8. ins 7. Schuljahr vor-
verlegt. Für die Einführung einer ersten Fremdsprache aufs 2. oder 3. Primarschuljahr läuft
gegenwärtig im Aargau eine breite Vernehmlassung, aus der man sich Aufschluss erhofft, ob
sich der Aargau für Frühenglisch oder Frühfranzösisch entscheiden soll. Es scheint, dass der
Aargau nach Zürcher Vorbild zu Frühenglisch tendiert. Gemäss Herr Dr. Walter Weibel vom
Departement für Bildung, Kultur und Sport sind die Gründe dafür: die Informatik, die Tatsa-
che, dass internationale Schulen in der Schweiz einen enorm hohen Zuwachs an SchülerIn-
nen aufweisen, Druck der Eltern und die Annahme, dass Englisch einfacher zu lernen sei als
Französisch. Der Kanton Aargau ist der einzige Kanton, der Frühfranzösisch nie eingeführt
hat. Der Grund dafür liegt in der einzigartigen Dauer der nur fünfjährigen Primarschule.

6.2.8 Führen der Schulen vor Ort/Schulen mit erweitertem Gestaltungsraum
  (Segra)

Beim Segra handelt es sich um ein Schulentwicklungsprojekt, das aus Ueberlegungen der
Pädagogik und Führung, in einer Zusammenarbeit von Vertretern der Schulen, Lehrerschaf-
ten, Schulpflegen und Gemeinderäten verschiedener Gemeinden entstanden ist. Der Ge-
samtbericht, der eine Entflechtung der Kompetenzen zwischen Kanton und Gemeinden und
eine Stärkung der Schule vor Ort nach sich zieht, liegt dem Grossen Rat vor. Die Volks-
schulen der Gemeinden erhalten mehr Kompetenzen das Schulleben vor Ort inhaltlich,
strukturell, führungsmässig und finanziell im Einklang mit der Schulgesetzgebung, zu ge-
stalten. Eine Identität der Schule innerhalb der Gemeinde zu bilden, Oeffentlichkeitsarbeit zu
leisten und auch die Verantwortung für die Qualität zu tragen. Damit verbunden ist die Insti-
tutionalisierung von Schulleitungen, die in einigen Gemeinden bereits realisiert werden. Auf
Kantonsebene hat man sich das Jahr 2005 zum Ziel gesetzt. Zum Gesamtbericht gehört auch
die Inspektoratsreform, die ab 2003 umgesetzt werden soll.

6.2.9 Gesetz über die Anstellung von Lehrkräften (GAL)

Das vom Grossen Rat in erster Lesung verabschiedete Gesetz schafft den Uebergang vom
Beamtenstatus der Lehrkräfte in normale Anstellungsverhältnisse, die beidseits unter gewis-
sen Bedingungen jederzeit kündbar sind. Mit dem GAL werden die Schulpflege als Arbeitge-
ber eingesetzt. Bezüglich der Einführung des Leistungsentlöhnungssystems gibt es Wider-
stand seitens der Lehrerschaft. Denn zukünftig müssen die Mitglieder der Schulpflege die
Lehrkräfte beurteilen. Diese Beurteilung ist dann für die Lohnentwicklung relevant. Oft fühlen
sich Mitglieder der Schulpflege als nicht Fachleute zuwenig kompetent für diese Aufgabe. In
den Nachbarkantonen zeichnet sich bereits ab, dass die Beurteilung der Lehrkräfte zukünftig
durch die Schulleitung vorgenommen wird. Ueber das GAL wird noch das Volk zu befinden
haben.
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6.2.10 Diplommittelschule (DMS)

Auf Beginn des kommenden Schuljahres wird die Dauer der Diplommittelschulen von 2 auf 3
Jahre ausgedehnt. Damit werden die Diplome gesamtschweizerisch anerkannt. Die Aufwer-
tung der Wirtschaftsdiplomschule (Querverweis: siehe 2.7.7 – 2.7.9) ermöglicht via
Berufsmaturität den Fachhochschulzugang.

6.2.11 Maturitätsanerkennungsreglement (MAR)

Schon seit zwei Jahren befindet sich das MAR in der Umsetzung. Ab kommendem Schuljahr
betrifft dies erstmals die Drittklässler, die nach zweijähriger Grundausbildung nun die Mög-
lichkeit zur Spezialisierung bekommen. An der Kanti Wohlen wird als Novität ein zweispra-
chiger Maturitätslehrgang (Deutsch/Französich) angeboten. (Querverweis: siehe 2.7.6)

6.2.12 Regionalisierung der Oberstufe (REGOS)

Die Oberstufe soll in funktionsfähige Oberstufenzentren (Kreisschulen) zusammengeführt
werden. Diese Oberstufenzentren stehen im Einklang mit dem Leitbild Schule Aargau und
respektieren insbesondere die Dreigliedrigkeit (Leistungstypen der Sekundarstufe I: Real-,
Sekundar- und Bezirkschule) der aargauischen Oberstufe.
Die Regionalisierung der Oberstufe verfolgt diverse Zielsetzungen: die Umsetzung des Leit-
bildes Schule Aargau, die Sicherstellung eines qualitativ gleichwertigen und vollständigen
schulischen Angebots für alle SchülerInnen (unabhängig vom Wohnort), die Sicherstellung
des Einsatzes von stufengerecht und fachgerecht diplomierten Lehrkräften, die Verbesserung
der Arbeitsbedingungen der Lehrkräfte, die Erreichung ausgeglichener Abteilungsbestände
und die Einsparung von Abteilungen, eine angepasste schulische Infrastruktur, usw. REGOS
führt einerseits zu einer besseren Ausnützung von Synergien und ist somit auch langfristig
betriebswirtschaftlich sinnvoll. Anderseits sind pädagogische Ueberlegungen und die
Verbesserung der Qualität der Schule zentrale Gründe, die für REGOS sprechen. Nachteile
können in den langen Schulwegen und den Auswirkungen auf das Familienleben liegen.

Nach teilweise harzigem Ja des Volkes befindet sich die Bildung von Oberstufenkreisen in
der Umsetzung.

6.2.13 Erweiterte Lehr- und Lernformen (ELF)

Unter dieser Bezeichnung werden verschiedene Unterrichtsformen (ELF-Unterricht) zusam-
mengefasst, die den lehrerzentrierten Klassenunterricht, den sogenannten „Frontalunterricht“,
ergänzen. ELF sind die Basis für integrative Schulungsformen. Beim ELF-Unterricht handelt
es sich um Unterrichtsformen wie Werkstatt-, Wochenplan-, Projektunterricht, Freiarbeit,
fächer- und klassenübergreifende Ateliers oder leittextgesteuerter Unterricht.

ELF sind auf die heutigen Erkenntnisse der Lernforschung abgestützt. Sie helfen, auf die we-
sentlich grösseren Unterschiede innerhalb einer Klasse einzugehen, den der Wandel der
Gesellschaft mit sich bringt. Der ELF-Unterricht will nicht nur dem heutigen Anspruch auf eine
optimale Begabungsförderung gerecht werden, sondern auch der Individualisierung, der
Eigenaktivität der Lernenden, der Selbststeuerung und der Mitverantwortung einen hohen
Stellenwert einräumen. Die Entwicklung von „Schlüsselqualifikationen“, wie z.B. Selbständig-
keit, Lernfähigkeit und Teamfähigkeit, wird dadurch gefördert. So gehören kooperatives Arbei-
ten und Gemeinschaftsbildung wie Lernpartnerschaften, Gruppenarbeiten und gemeinsame
Besprechungen im Klassenrat genauso zum ELF-Unterricht wie die individualisierten
Arbeitsphasen. ELF-Unterricht erhebt den Anspruch, die SchülerInnen unter Berücksichtigung
ihrer individuellen Lernvoraussetzungen und Begabung optimal zu fördern. Dieser Anspruch
bezieht sich sowohl auf die Leistungsstarken wie auch auf die Leistungsschwachen. Die lang-
sameren SchülerInnen können mehr Zeit für die Erreichung der verbindlichen Basisziele
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aufwenden, während die schnelleren an weiterführenden Zielen arbeiten. Dem Erreichen der
gemäss Lehrplan vorgegebenen Lernziele wird eine klare Priorität eingeräumt.

Im Schulgesetz ist die Methodenfreiheit verankert. Die Methodenwahl fällt somit in den Ver-
antwortungsbereich der Lehrperson. Die Ausbreitung von ELF kann deshalb nur aufgrund der
Bereitschaft der Lehrpersonen ELF-Unterricht einzuführen, erfolgen.

Zwei Beispiele aus der Praxis:

Atelier-Unterricht an der Primarschule und Kindergarten Rütihof

Im März 2001 startete ein erster siebenwöchiger Block  mit wöchentlich 2 Doppellektionen
„Atelier-Unterricht“. Es nahmen alle Kinder vom grossen Kindergarten bis zur 5. Klasse teil.
Es wurden zwölf Ateliers angeboten, u.a. Kreatives aus Abfall, Geschichten erfinden, Singen
– Tanzen – Musizieren, fremde Länder, Schach, Fotografie.

Gleichzeitig mit dem Beginn des alters- und klassenübergreifenden Atelierunterrichts startete
ein Gruppenangebot (Astronomie) für Kinder von der 2. – 5. Klasse mit besonderen Bega-
bungen. Das Departement Bildung, Kultur und Sport bezahlt diese Fachlehrperson.

PC an der Primarschule Lengnau in den Unterricht integriert

Die Primarschule hat neu einen Computerraum eingerichtet. In verschiedenen Kursen wird
die Lehrerschaft geschult (Excel, Internet-Einführung, Lernprogramme für Fächer wie Mathe-
matik und Deutsch). Je nach Lehrperson kommen SchülerInnen schon ab der 1. Klasse  mit
dem PC in Kontakt. Es werden nicht nur Spiele gemacht, sondern der PC dient als Hilfsmittel
in verschiedenen Fächern. Auf Wunsch der SchülerInnen wird nun abgeklärt, wie am besten
eine Schulung des Zehnfingersystems durchgeführt werden kann.

6.3 Zukünftige Vorhaben

Hängig bleibt die Promotionsordnung (u.a. erweiterte und differenziertere Beurteilungsme-
thoden der Leistung und Entwicklung von SchülerInnen), für die ein neuer Anlauf nach der
Genehmigung der Strukturreform unternommen wird. Offen ist die Frage, ob der Kanton eine
Mittelschule für Informatik installiert. In ferner Zukunft wird sich der Grosse Rat mit der „Basis-
stufe“, der Zusammenlegung von zwei Jahren Kindergarten und den ersten beiden Jahren
der Primarschule, zu befassen haben.

7 Kinder und Jugendliche mit besonderen schulischen Bedürfnissen

7.1 Ausgangslage

Verfassung, Schulgesetz und Leitbild Schule Aargau postulieren, dass jedes Kind Anspruch
auf eine seinen Fähigkeiten angemessene Bildung hat. Für SchülerInnen mit unterdurch-
schnittlichen Fähigkeiten wurden in den letzten Jahrzehnten spezielle Unterstützungsange-
bote (z.B. Kleinklassen, integrative Schulungsformen, IV-Sonderschulung) bereitgestellt. Der
bewusste Umgang mit SchülerInnen mit überdurchschnittlichen Fähigkeiten wurde erst im
Laufe der letzten Jahre zu einem öffentlichen Thema.
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7.1.1 Kleinklassen auf Primar- und Oberstufe mit Werkjahr

Zur Förderung der handwerklichen Fertigkeiten und der Berufswahlreife können in Kleinklas-
sen Oberstufe besondere Vorkehrungen getroffen werden. (Querverweis: siehe 2.3.1)

7.1.2 Sonderschule und Heim

Kindern und Jugendlichen, die infolge geistiger, sozialer oder mehrfacher Behinderung dem
Unterricht in den Regel- oder Kleinklassen nicht folgen können, stehen zahlreiche Schulen
und Heime zur Verfügung.

Die grössten Schülerzahlen weisen folgende Institutionen auf:

Landenhof Unterentfelden Schwerhörigenschule 192
St. Josefsheim Bremgarten HPS 153
Aargauische Sprachheilschule Rombach Sprachheilschule 100
Schulheim für körperbehinderte Kinder Aarau Kindergarten, HPS   78
Heilpädagogische Sonderschule Windisch Kindergarten, HPS   78
Stiftung Schürmatt Zetzwil Kindergarten, HPS   72
Schulheim St. Johann Klingnau IV-Sonderschule   68
Heilpädagogische Sonderschule Wettingen Kindergarten, HPS   65
Heilpädagogische Sonderschule Aarau Kindergarten, HPS   60
Zentrum für körperbehinderte Kinder Baden Kindergarten, HPS   60

7.2 Sprachheilunterricht

In den Aufgabenbereich der Sonderschulen gehören auch die Abklärung und die Behandlung
von Kindern mit Sprach-, Redestörungen und Stimmauffälligkeiten durch Logopädin-
nen/Logopäden. Der Kanton ist dafür besorgt, dass Kinder mit einem behandlungsbedürftigen
Sprachgebrechen die nötige Sprachtherapie erhalten.

7.2.1 Meilenstein im Bezirk Zurzach

Auf Beginn des neuen Schuljahres 2001 wird ein neuer Sprachheilkindergarten für Kinder im
Alter von 5 – 6 Jahren eröffnet. Im Sprachheilkindergarten sollen Kinder mit Störungen in der
Sprachentwicklung und im Spracherwerb früh und gezielt therapiert werden. Die Kosten des
Sprachheilkindergartens werden vom Kanton und der IV getragen. Die Kinder können das
Angebot eines betreuten Mittagstisches benutzen.

7.3 Integration fremdsprachiger Kinder & Jugendlicher

Mit Massnahmen wie: Mundartkurs im Kindergarten, Einschulungsbegleitung, Stützkurs in der
Primarschule, Intensivkurs für frisch Eingereiste und Integrationskurs, will das Departement
Bildung, Kultur und Sport die Voraussetzungen schaffen, um die Einschulung von Kindern
und Jugendlichen in die Regelklasse ohne Schwierigkeiten sicherzustellen, sprachlich
bedingte Rückstände in rund 3 Jahren ohne Repetition aufzuholen und allfällige im fremd-
sprachlichen Umfeld begründete Schulschwierigkeiten zu überwinden.

Ein innovatives Beispiel eines Pilotprojektes:

Seit rund 2 Jahren läuft in Baden, Oftringen, Würenlingen, Rheinfelden und Aarau das MuKi-
Deutsch: Fremdsprachige Mütter und ihre noch nicht schulpflichtigen Kinder besuchen ge-
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meinsam einen Deutschkurs an der Volksschule. Neben dem Erlernen der Deutschen Spra-
che sollen auch Schwellenängste bei Müttern und Kindern abgebaut werden, und die Integra-
tion der Frauen im Allgemeinen, aber auch die Integration der Kinder in der Schule, soll
dadurch gefördert werden.

7.4 Förderung von Kindern und Jugendlichen mit besonderen schulischen

           Bedürfnissen

Mit der Teilrevision des Schulgesetztes vom 17. März 1998 wurde zum ersten Mal der Be-
reich der besonderen Begabungen auf Gesetzesstufe explizit geregelt.  So erhielt die Schul-
pflege die Kompetenz, über Anpassungsmassnahmen wie die vorzeitige Einschulung oder
das Ueberspringen von Klassen zu entscheiden. Mit der Inkraftsetzung der „Verordnung über
die Förderung von Kindern und Jugendlichen mit besonderen schulischen Bedürfnissen“ per
1. Oktober 2000, können die Schulen Gruppenangebote und in besonderen Fällen auch
Einzelangebote für Kinder und Jugendliche mit besonderen Begabungen einrichten. Diese
Fördermöglichkeiten verstehen sich als Ergänzung zu den begabungsfördernden Massnah-
men (Querverweis: siehe 6.2.13), welche auf Klassen- und Schulhausebene durchgeführt und
kombiniert werden. Das Departement Bildung, Kultur und Sport kann auf Antrag der Gemein-
den die Kosten für diese Angebote übernehmen.

Als „SchülerInnen mit besonderen schulischen Bedürfnissen“ werden Kinder und Jugendliche
bezeichnet, welche von der Klassenlehrperson nicht ihren Bedürfnissen entsprechend
gefördert werden können und für welche eine Unterstützung durch eine/einen schulische/n
Heilpädagogin bzw. Heilpädagogen erforderlich ist. Diese Unterstützung unterscheidet sich
jedoch von Therapiebereichen wie z.B. Psychomotorik-Therapie, Logopädie sowie vom
Nachhilfeunterricht. Die Umsetzung mit heilpädagogischer Unterstützung in Regelklassen hat
nach dem Leitfaden im Rahmen der integrativen Schulungsform zu erfolgen. Die Klas-
senlehrperson und die/der schulische Heilpädagogin bzw. Heilpädagoge, entscheiden ge-
meinsam, inwieweit individuelle Lernziele festgelegt werden. Dementsprechend wird die Be-
urteilung im Zeugnis vorgenommen. Aufgrund einer Gesamtbeurteilung und mit Blick auf die

Anreicherung (enrichment)

Einzelangebote Beschleunigung
(acceleration)

Gruppenangebote

Indiv. anspruchsvolle
Aufgabenstellungen

Projektaufträge für
Einzelne

Wettbewerbe für Einzelne

Wochenplanarbeit (ELF)

kostenwirksame
Einzelangebote

Schnelleres Durcharbeiten
des Lernstoffes

(weniger Uebungen und
Wiederholungen)

Teilunterricht in höheren
Klassen

Vorzeitige Einschulung und
Ueberspringen von Klassen

Teildispensationen

Projektaufträge in Lern-
gruppen evtl. klassenüber-

greifend

Wettbewerbe für
Interessensgruppen

Teamteaching
in Niveaugruppen

kostenwirksame
Gruppenangebote

Ausserschulische
Gruppenangebote,

z. B. Sportclub

Ausserschulische
Einzelangebote,

z. B. Musikunterricht
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Förderplanung wird entschieden, ob die/der SchülerIn definitiv oder provisorisch befördert,
nicht befördert oder zurückversetzt wird.

Der gemeinsame Unterricht von SchülerInnen mit besonderen schulischen Bedürfnissen
erfolgt durch die/den schulische/n Heilpädagogin bzw. Heilpädagogen in Fördergruppen.
Ueber die Auswahl und Zuteilung der SchülerInnen, welche entsprechend geschult werden
sollen, entscheidet die Schulpflege auf gemeinsamen Antrag der beteiligten Lehrpersonen
und des Psychologischen Schuldienstes.

Entsprechend den zur Verfügung stehenden Ressourcen sollen sowohl SchülerInnen mit
Lernbehinderungen, Verhaltensauffällige, als auch jene mit besonderen Begabungen geför-
dert werden. In Einzelfällen ist auch eine Integration von SchülerInnen möglich, die bisher der
Sonderschulung zugewiesen wurden. Alle SchülerInnen sollen Gelegenheit haben, ge-
meinsam zu lernen und zu arbeiten. Angestrebt wird eine gute Entwicklung der SchülerInnen
bezüglich schulischer Leistungsfähigkeit, Selbstbewusstsein, Persönlichkeitsentwicklung und
sozialem Verhalten. Die adäquate Förderung von Sach-, Sozial- und Selbstkompetenz haben
einen hohen Stellenwert in Schulen mit integrativer Schulungsform.

Um eine Integration der SchülerInnen mit besonderen schulischen Bedürfnissen zu ermögli-
chen, ist darauf zu achten, dass die Bezugsklassen tragfähig sind, d.h., dass sie hinsichtlich
der Leistungs- und Sozialstruktur nicht überbelastet sind. Dementsprechend müssen u.a. die
Pensen für die Klassenlehrperson und für die/den schulische/n Heilpädagogin bzw. Heilpäd-
agogen ausreichend dotiert sein. Das Pensum für schulische Heilpädagogik wird pauschal
berechnet und gibt somit den Gemeinden die Möglichkeit, über eine optimale Nutzung ent-
scheiden zu können. Da nicht nur SchülerInnen mit Lernbehinderungen, sondern möglichst
viele SchülerInnen mit besonderen schulischen Bedürfnissen einbezogen werden, richtet sich
das Pensum nach der Gesamtschülerzahl in den Regelklassen (Primar- und Realschule)
einer Gemeinde unter Berücksichtigung der Vorgabe, dass kantonsweit gesehen die
Schulung von SchülerInnen mit Lernbehinderungen im Rahmen der Integrativen Schulungs-
form nicht kostenaufwendiger sein darf als die bisher separierenden Massnahmen im Rah-
men der Kleinklassen. In der Regel werden 0.15 Lektionen pro SchülerIn für die Unterstüt-
zung von Lernbehinderungen bewilligt. Zusätzlich werden im Maximum 0.02 Lektionen pro
SchülerIn zur Förderung von besonderen Begabungen gewährt. Gemeinden mit einer
Gesamtschülerzahl unter 45 SchülerInnen wird empfohlen, sich mit Nachbargemeinden
zusammenzuschliessen, damit gemeinsam ein Pensum für schulische Heilpädagogik einge-
richtet werden kann.

7.4.1 Fazit und Aussichten

Integrative Schulungsform (ISF) ist eine Alternative zur Kleinklasse (KKL) und Einschulungs-
klasse (EK), für Lernbehinderte und zunehmend für Hochbegabte. Langfristig werden die
integrativen Schulungsformen die separierenden Schulungsformen (KKL und EK) ablösen
und es wird eine finanzielle Umverteilung stattfinden. Nicht der „Schwierigkeitsgrad“ der
SchülerInnen, sondern die Integrations- und Tragfähigkeit der Schulen, sind ausschlagge-
bend, welche SchülerInnen im Rahmen von ISF in eine Regelklasse integriert werden kön-
nen. Die Bildungsforschung sagt seit 1993 ganz klar, dass ISF für das Kind besser ist, als die
separierenden Massnahmen. Trotzdem nehmen aber die separierenden Tendenzen zu. Was
gemäss Herrn V. E. Sisti, vom Departement Bildung, Kultur und Sport, Sektion Unterricht,
nicht mehr zu bezahlen ist.  Denn in kleineren Gemeinden wird man immer mehr ISF
benötigen und in grösseren Gemeinden wird es immer eine grössere Aussonderungsrate für
KKL und EK geben und somit wird dort nicht eingespart. Für die Separation spricht eben ganz
klar der Umstand, dass diese in der konkreten Umsetzung für die Erwachsenen verhältnis-
mässig einfach ist und – zumindest für die Schule – meist nur wenige organisatorische
Fragen geklärt werden müssen.
In 11 aargauischen Gemeinden wird ISF seit Oktober 2000 erfolgreich umgesetzt. 2002
kommen mind. 3 weitere Gemeinden dazu.
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Seit Oktober 2000 profitieren 40 SchülerInnen, aufgeteilt in 12 Gruppenangebote und 3 Ein-
zelangebote (individuelle Lernvereinbarungen) von diesen Fördermassnahmen. Aktuell ist nur
gerade 10 % des Kredites ausgeschöpft. Die Tendenz der Anfragen für Angebote ist
steigend. Zukünftig wird eine Beratungsstelle eingerichtet werden. Für weiter Informationen
siehe auch Link: www.begabungsförderung.ch.

8 Finanzierungshilfen

8.1 Das Gesetz über die Förderung der Ausbildung (Stipendiengesetz) (§ 1):

Der Kanton verhilft im Rahmen der verfassungsmässigen Möglichkeiten seinen Einwohne-
rinnen und Einwohnern zu jener beruflichen, wissenschaftlichen und künstlerischen Ausbil-
dung, die ihren Fähigkeiten entspricht.

Insbesondere sorgt der Staat für:

a) eine gründliche Aufklärung über die Ausbildungsmöglichkeiten,
b) die individuelle Beratung aller SchülerInnen der Abschlussklassen,
c) eine ausreichende Erleichterung der Ausbildung

- duch persönliche Beiträge,
- durch Beiträge an Unterkunfts- und Verpflegungsstätten am Ausbildungsort.

8.2 Anspruchsberechtige Personen (§2)

Anspruch auf Beiträge haben, wenn sich ihr Wohnsitz im Kanton befindet:

a) die SchülerInnen der Oberstufe der aargauischen Volksschule, Berufsschulen und kan-
tonalen Lehranstalten,

b) eingeschriebene BesucherInnen von Hochschulen, Konservatorien, Kunstschulen, Ver-
kehrsschulen und anderen der beruflichen Aus- und Weiterbildung dienenden Schulen
und Kursen,

c) aus der gesetzlichen Schulpflicht entlassene SchülerInnen ausserkantonaler Mittel- und
Berufsschulen, die sie aus verkehrstechnischen, gesundheitlichen oder erzieherischen
Gründen besuchen,

d) Berufstätige für ihre Umschulung

Beiträge können auch geleistet werden an ausserhalb des Kantons wohnende Aargauer
BürgerInnen:

a) für den Besuch aargauischer Lehranstalten,
b) sofern ihr Wohnsitzkanton oder –staat keine oder ungenügende Beiträge ausrichtet.

8.3 Beitragsberechtigte Kosten (§3)

Stipendien und zinsfreie Studiendarlehen werden gewährt an die Ausbildungskosten, beste-
hend aus den Studiengeldern und –auslagen sowie den mit der Ausbildung verbundenen
besondern Lebenshaltungskosten.



- 33 -

8.4 Bemessung der Beiträge (§4)

Bei der Bemessung der Beiträge sind das Einkommen und Vermögen, die Familienverhält-
nisse und die Eignung des Beitragsberechtigten zu berücksichtigen.

8.5 Höhe der Stipendien (§5)

In diesem Rahmen sollen die staatlichen Stipendien zusammen mit Beiträgen von Bund,
Gemeinden oder Privaten sowie mit allfälligen Studiendarlehen die Ausbildungskosten be-
gabter Stipendienberechtigter decken, die sie und ihre nächsten Angehörigen ohne unzu-
mutbare Einschränkung nicht aufbringen können. Bei Bewerberinnen bzw. Bewerbern, deren
Eltern noch zum Unterhalt verpflichtet sind, wird mit einem Punktesystem der Ausbildungs-
betrag ermittelt. Stipendien müssen nicht zurückbezahlt werden.

8.6 Zinsfreie Studiendarlehen

Anstelle von Stipendien oder zusätzlich können Studiendarlehen gewährt werden. Für eine
auf die übliche Grundausbildung folgende vertiefte Spezialausbildung werden in der Regel
nur Studiendarlehen zugesprochen. Studiendarlehen sind vom elften Jahr seit der ersten
Auszahlung an in zehn Jahresraten zurückzuerstatten.

8.7 Vorgehen

Anmeldungen für Ausbildungsbeiträge sind zu Beginn der Ausbildung oder Ausbildungsperi-
ode (Semester, Schuljahr, Lehrjahr, einmaliger Kurs) einzureichen, im Frühjahr spätestens
31. Mai, im Herbst bis spätestens 30. November.

Beitragsgesuche für den Besuch der öffentlichen Schulen im Kanton mit Schulbeginn im
Spätsommer sind bis spätestens 15. September einzureichen. Für solche, die diesen Termin
verpasst haben, besteht die Möglichkeit, für das 2. Semester des laufenden Schuljahres bis
15. März ein Beitragsgesuch zu stellen.

Die Anmeldungen sind mit dem dafür vorgesehenen Formular bei der Fachstelle für Stipen-
dien des Departements für Bildung, Kultur und Sport, oder beim Rektorat der betreffenden
aargauischen Lehranstalt einzureichen.

8.8 Andere Finanzierungshilfen

Es gibt im Kanton Stiftungen und Kuratorien. Diese bezahlen für bestimmte Ausbildungen
oder sie unterstützen EinwohnerInnen einer Gemeinde oder Region mit finanziellen Beiträ-
gen. Auskunft dazu gibt die betreffende Wohngemeinde.
Banken und Versicherungen gewähren ebenfalls zinsgünstige Weiterbildungskredite.

Diese Organisation hilft speziell Frauen weiter:

Frauen- und Budgetberatung des Kantons Aargau
Vordere Vorstadt 16, 5000 Aarau
Budgetberatung Tel.: 062/822 79 01
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9 Quellenverzeichnis

• Leitfaden für Schulpflegemitglieder Kanton Aargau
• Schulgesetz 1981 Kanton Aargau
• Die Schulen im Kanton Aargau
• Verordnung über die Volksschule
• Sammlung des aargauischen Rechts (SAR)
• Schulstatistik Statistisches Amt Kanton Aargau
• Notengebung, Promotion und Übertritt ein Handbuch für PrimarlehrerInnen PLV
• Gemeindeverwaltungen Niederlenz, Brugg und Möriken/Wildegg
• Aargauer Zahlen 2000 (Kantonalbank)
• www.ag.ch
• www.google.com
• www.tcnet.seco.admin.ch
• Interviews mit:
      -  Dr. Walter Weibel, Pädagogische Arbeitsstelle, Departement für Bildung, Kultur und
         Sport (BKS)
      -  Vittorio E. Sisti, Sektion Unterricht, Departement BKS
      -  Dr. Ingrid Zwimpfer, Zentralstelle für Ausbildungsförderung, Departement BKS
      -  Ady Bütler, Amt für Berufsbildung
• Verordnung über die Förderung von Kindern und Jugendlichen mit besonderen

schulischen Bedürfnissen
• Dossier Unterricht: Begabungsförderung in der Volksschule (Teil 1 und 2)
• Leitfaden zur Förderung von SchülerInnen mit besonderen schulischen Bedürfnissen

im Rahmen der Integrativen Schulungsform (ISF)
• Was sind erweiterte Lehr- und Lernformen?
• Verzeichnisse für Sonderschulheime und Tagesschulen
• Aargauer Gazette für Innovative Lehrbetriebe
• Gesetz über die Förderung der Ausbildung (Stipendiengesetz)
• Stipendienverordnung
• Diverse Artikel aus Zeitungen:
      -  Mutter und Kind auf der Schulbank (Tages Anzeiger vom 19.4.2001)
      -  Der Bildungskanton im Umbruch (Aargauer Zeitung vom 21.4.2001)
      -  Gezielte Therapie für Kindergärtner (Aargauer Zeitung vom 28.4.2001)


